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‘straße 49‚
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Der 2„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf
die mündliche Verhandlung vom 29„ Juni 1972

durch

Vizepräsident ‘ B r a c k m a n n'

‘
— Vorsitzender —?

Bundesrichter F r i e d r i c h ‚
Bundesrichter ‘ Dr° K r a s n e y 9
Bundessozialrichter S o h u c h m a n n und

Bundessozialrichter G e b a u e r

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil
des Landessozialgerichts Baden—Württemberg
Vom 54„ Juli 1968 geändert„

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des
Sozialgerichts Karlsruhe vom 47° Februar 1966
wird in vollem Umfang zurückgewieseno

Kosten sind nicht zu erstattenq
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Die Revisiöhböeklagte ist die Mutter des Pressers H — -
K (KQ), der im Laufe des Revisionsverfahrens gestor—\.4

ben ist°

K° zog sich am 14° Juni 1965 im Betrieb der Firma F]

P; KG in P;
.

einen Oberarmschaftbruch links mit

starker Dislokation zu° Dem Arbeitgeber und dem Durchgangs—

arzt gegenüber gab K° an‚ im Betrieb auf einer Treppe ausge—

rutscht und gestürzt zu sein° Die Beklagte leitete berufs—

genossenschaftliche Heilbehandlung ein„ Bei der Unfallun—

tersuchung durch die Staatlo Polizeidirektion P. gab

K„ am 16„ Juli 4965 an‚ im Betrieb auf dem Wege zur Toilet—

te auf einer Treppe gestürzt zu sein°

Am18„ Dezember1965teilte die Firma P: der Beklag—
ten mit, daß Sie ihre Unfallanzeige berichtigen wolleo Nach

neueren Zeugenaussagen habe K° den Unfall am 44„ Juni 1963

beim "Armedrücken" mit dem Arbeitskollegen Ce erlitten°

Beide hätten die Ellenbogen auf einen Tisch gestütztJ so daß
sich die Unterarme berührten; jeder der beiden hätte dann

versucht? mit der Hand den Unterarm des anderen auf die

Tischplatte harabzudrücken„ Ko habe nachgehen müssen und

V
sich dabei den Arm gebrochen° Die Beklagte bat daraufhin die

behandelnden Ärzte? die berufsgenossenschaftliche Behandlung
des K° abzubrechen und die Weiterbehandlung auf Kosten der

Beigeladenen zu 4) fortzusetzen°

Durch Bescheid vom 27° Dezember 4965 lehnte die Beklagte

einen Entschädigungsan3pruch für die Folgen des Unfalls vom
14° Juni 4965 abs und forderte von K° die von ihr getragenen

Kosten, die durch die unwahren Angaben entstanden seien?

zurück° Es handelte sich um einen Betrag von 401,90 DM‚

..3..
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welcher der Beklagten von der Beigeladenen zu 4) nicht er—

setzt worden war° Die Beklagte behielt sich in dem Bescheid

die Rückforderung etwa noch entstandener weiterer Kosten vor°

Den Betrag von 404„90 DM hat K° an die Beklagte gezahlt°

Durch Bescheid vom 27„ Januar 4965 forderte die Beklagte von

K° gemäß 5 628 der Reichsversicherungsordnung (EVO) weitere

Kosten in Höhe von 905‚55 DM zurück‚ die ihr durch seine
ambulante Behandlung in der Zeit bis 47° Dezember 4965 ent—

standen waren° Bei erschlichenen Leistungen sei die Rück—

forderung immer vertretbar und die Zumutbarkeit der Rückzah—

lung stets zu bejahen° Den Widerspruch wies die Beklagte

durch Widerspruchsbescheid vom 250 August 4965 zurück°

Die Klage, mit der K„ neben der Aufhebung der Bescheide vom
27„ Januar und 25„ August 4965 auch die Rückzahlung des von

ihm an die Beklagtehgezahlten Betrages von 404‚90 DM begehrt

hat:) ist ohne Erfolg geblieben (Urteil des Sozialgerichts

— SG — Karlsruhe vom 47° Februar 4966)° In den Gründen hat

das SG ausgeführt: Der Rückzahlung von 404‚9O DM stehe der

bindende Bescheid vom 27„ Dezember 4965 entgegen„ Da sich
K° die Leistungen der Beklagten durch unwahre Angaben er—

schlichen habe, sei die Rückforderung der Heilbehandlungs—

kosten berechtigte. Nach seinen wirtschaftlichen Verhältnissen

sei K° zur Erstattung der Auslagen der Beklagten auch in der

Lage„

Auf die Berufung des K° hat das Landessozialgericht (LSG)

Baden—Württemberg unter Änderung des erstinstanzlichen Urteils

die Bescheide vom 27„ Januar und 250 August 4965 aufgehoben;

im übrigen hat es die Berufung des Klägers zurückgewiesen°

Zur Begründung hat es ausgeführt: K° habe keinen Anspruch

auf Rückerstattung der aufgrund des Bescheides vom 27° Dezem—

ber 4965 gezahlten 404390 DM‚ da dieser Bescheid für die Be;
teiligten in der Sache bindend geworden sei; insoweit sei

die Berufung daher unbegründet; Den Betrag von 905955 DM
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könne die Beklagte von Ko jedoch nicht zurückfordern„

Die in 5 628 Satz 2 EVO für die Rückforderung normierten
Voraussetzungen seien nicht alle erfüllt° Zwar treffe

die Beklagte an der Überzahlung kein Verschulden und K„ habe

auch von Anfang an gewußt‚ daß er auf die gewährte berufs—

genossenschaftliche Heilbehandlung keinen Anspruch habe;

es fehle jedoch an der dritten Voraussetzung9 daß die Rück—

forderung wegen der wirtschaftlichen Verhältnisse vertret—

bar gewesen sei° Im Zeitpunkt der letzten Verwaltungsent—

scheidung‚ der für die Beurteilung der wirtschaftlichen

Verhältnisse maßgebend sei‚ habe K° weder Einkommen noch
Vermögen gehabt°

Das LSG hat die Revision zugelassen„'

Die Beklagte hat das Rechtsmittel eingelegt und im wesent—

lichen wie folgt begründet: Im Hinblick auf die Bindungs—

wirkung des Bescheides vom 27„ Dezember 1963 sei die Klage

ohne Eingehen auf die Rechtsprbbleme des 5 628 EVO abzu—

weisen° Nach dem Tenor des Bescheides seien "die von der

Berufsgenossenschaft gezahlten Kosten‚ die durch die unwah—

ren Angaben des Versicherten entstanden sind” zurückge—

fordert worden„ Damit seien nicht nur die von Ko gezahlten

404,90 DM‚ sondern auch die weiteren‚ damals noch nicht der

Höhe nach bekannten Kosten gemeint gewesen„ Im übrigen

habe Ko durch die Zahlung von 104‚90 DM seine Rückerstat—

'tungspflicht nicht nur in dieser Höhe„ sondern schlechthin
dem Grunde nach anerkannt„ Das LSG hätte daher bei der

Rückforderung des weiteren Betrages von 905„55 DM gar nicht

mehr prüfen dürfen‚ ob sie wegen der wirtschaftlichen Ver—

hältnisse des K° vertretbar sei„ Die Rückforderung müsse

aber auch deshalb Erfolg haben, weil die Rückforderung einer

durch unwahre Angaben erschlichenen Leistung immer vertret—

bar sei„ Diese Auslegung des 5 628 RVO folge aus dem zwi-

schen dem Träger der Sozialversicherung und dem Versicherten
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bestehenden Vertrauensverhältnis° K° habe gegen die sich

daraus ergebende Verpflichtung verstoßen‚ indem er einen

Arbeitsunfall vorgetäuscht habe° Die Sozialgesetze dürf—

ten nicht dahin ausgelegt werden? daß derjenige‚ der sich

durch unwahre Angaben eine Leistung erschlichen habe‚ im

Genuß dieser Leistung bleiben solle„ wenn er in wirtschaft—

lich schlechten Verhältnissen lebe° Die wirtschaftlichen

Verhältnisse des Leistungsempfängers seien erst im Voll—

streckungsverfahren und nicht schon im Verfahren über die

Rechtmäßigkeit der—Rückforderung zu berücksichtigen° Im

übrigen habe sich K° absichtlich einkommens— und vermögens—

los gemachte Bei erschlichenen Leistungen könne der Volle

für die Bezahlung der Sachleistungen aufgewendete Betrag

zurückgefordert werden° f_>>‘‚ „;g_ —

Die Beklagte beantragt,

die Rechtsnachfolgerin des K„ zur Aufnahme des Rechts—

streits und zur Verhandlung in der Hauptsache zu laden;

das Urteil des Landessozialgerichts Badenswurttemberg

vom 51„ Juli 4968 aufzuheben und die Berufung gegen das

Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 170 Februar 4966

in vollem Umfang zurückzuweisen‚

hilfsweisea

den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht zurückzuverweiseno

Die Revisionsbeklagte und die Beigeladenen haben keine

Anträge gestellt und nichts vorgetragen°

Auf Ersuchen hat das Notariat II Pr ; ‘ als Nachlaßge—
richt am 450 März 1972 mitgeteilt„ daß die Revisionsbeklagte

nach den ortsgerichtlichen Erhebungen alleinige gesetzliche
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Erbin des K° sein dürfte° Die Erteilung eines Erbscheins

sei nicht beantragt worden„ Die Revisionsbeklagte hat die

Aufnahme des Rechtsstreits abgelehnt° '

II

Die Revisionsbeklagte ist verpflichtet‚ das durch den Tod

des K° unterbrochene Verfahren aufzunehmen (55 165, 155

Abs° 1‚ 68 des Sozialgerichthesetzes —SGG— i„Vomo @259
Abs° 1 und 2 der Zivilprozeßordnung — ZPO —)0 Aufgrund

der Auskunft des Notariats II Pi '
. vom 450 März 1972

als das für den letzten Wohnsitz des KO zuständigen Nach—

laßgerichts (@ 75 Abs„ 4 des Gesetzes über die Angelegen—

heiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit — FGG —) sieht es

der Senat als bewiesen an‚ daß die Revisionsbeklagte allei—

nige gesetzliche Erbin ihres Sohnes ist (5 1925 des Bürger—

lichen Gesetzbuches —BGB —)° Da sie die Erbschaft nicht

ausgeschlagen hat (5 1945 BGB)? ist die Verweigerung der

Aufnahme des Verfahrens unbegründet„

Als Gesamtrechtsnachfolgerin ist die Revisionsbeklagte

voll in die Rechtsstellung und auch in die prozessuale

Stellung ihres Sohnes eingerückt (@ 4922 BGB)° Die Rückge—

währpflicht wegen der zu Unrecht gewährten Sachleistungen

hat als öffentlich—rechtliche Geldschuld rein vermögens—

rechtlichen Charakter° Sie ist als Nachlaßverbindlichkeit

auf die Revisionsbeklagtegübergegangen (@ 4967 BGB)°

Die Revision der Beklagten ist begründet„

Das Urteil des LSG ist rechtskräftig3 soweit es über den

von-Ko gegen die Beklagte geltend gemachten Anspruch auf

Rückzahlung von 101„90 DM entschieden und insoweit die

Berufung zurückgewiesen.hat° K° hat das Urteil des LSG

nicht angefochten°
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Gegenstand des Revisionsverfahrens ist nur noch die Frage?

ob der von der Beklagten mit Bescheid vom 27° Januar 4965

idF des Widerspruchsbescheides vom 25° August 4965 geltend

gemachte Rückforderungsanspruch in Höhe von 905355 DM zu

Recht besteht° Dies wird vom Senat bejaht°

Der Revision kann allerdings nicht darin gefolgt werden„

daß durch den bindenden Bescheid vom 27„ Dezember 4965 oder

durch die tatsächlich von K° gezahlten 404990 DM die Rück—

zahlungspflicht auch hinsichtlich aller weiteren wegen des

Unfalls vom 440 Juni 4965 zu Unrecht gewährten Heilbehand—

lungskosten festgestellt oder anerkannt worden seiü Aus dem

Verfügungssatz des Bescheides vom 27„ Dezember 4965 und aus

den zu seiner Auslegung heranzuziehenden Gründen geht hervor‚
daß im Zeitpunkt des Erlasses des Bescheides nur 404‚90 DM

Arztkosten gezahlt waren und nur die damals bereits gezahl—

ten Kosten zurückgefordert wurden° Darüber hinaus enthält

der Bescheid lediglich die Ankündigung einer Weiteren Rück—

forderung1 die nicht zum Verfügungssatz des Bescheides ge—
hört und ah seiner Bindungswirkung nicht teilnimmt (vgl° SozR

Nr„ 64 zung77 see)° Dafür‚ daßK„ durchdie Rückzahlungder
404‚90 DM seine Rückzahlung8pflicht auch hinsichtlich aller

weiteren von der Beklagten bisher noch nicht geltend gemach—

ten Kosten anerkannt hat‚ bietet sich kein Anhalt° Aufgrund

des bindenden Bescheides vom 27° Dezember 4965 steht jedoch

fest (5 77 SGG)‚ daß K° wegen der Folgen des Unfalls vom 44°

Juni 4965 keinen Entschädigungsanspruch aus der gesetzlichen
Unfallversicherung (UV) hat und die von ihm empfangenen Sach—
leistungen zu Unrecht gewährt worden sind„ Da die Beklagte

nur den für die Bezahlung der Sachleistungen aufgewcndeten

Geldbetrag zurückverlangt‚ handelt es
sich

um einen öffent—

lich—rechtlichen Rückforderungsanspruch (Brackmann9 Handbuch

der Sozialversicherung‚ 7„ Aufl„‚ 80 490 g VI und 750 g)9 dem
der allgemeine Rechtsgedanke zugrunde liegt„ daß ohne Rechts—
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grund gewährte öffentlich—rechtliche Leistungen zurück—

gefordert werden können (BSG 523 529 54; Brackmann aaO 80

750 e ff° mit weiteren Nachweisen)° Als Kehrseite des

Leistungsanspruchs konnte die Beklagte den öffentlich—recht—

lichen Rückforderungsanspruch durch Verwaltungsakt fest—

stellen (BSG 29‚ 65 8; Brackmann aaO 80 752 g)„

Ist — wie hier — ein Rückfprderungsanspruch vorhanden‚ so

richten sich das "Ob" und "Wie" der Rückforderung nach

$ 628 Satz 2 RVO idF des Unfallversicherungs—Neuregelungs—>

gesetzes vom 50„ April 1965 (BGBl I 244 —vgl„ Art„ 4 @2)°

Nach dieser Vorschrift darf der Unfallversicherungsträger

zu Unrecht erbrachte Leistungen nur zurückfordern, wenn ihn

für die Überzahlung kein Verschulden trifft (4„ Regelung)?

soweit der Leistungsampfähger bei Empfang wußte oder wissen

mußte‚ daß ihm die Leistung nicht oder nicht in der gewähr—

ten Höhe zustand (2‚ Regelung) und soweit die Rückforderung
nach den wirtschaftlichen Verhältnissen des_Empfängers ver—

tretbar ist (5° Regelung)°

Wenn auch die Voraussetzungen aller drei Regelungen kumula—

tiv erfüllt sein müssen‚ ist nicht zu übersehen‚ daß dem

schuldhaften Verhalten des Leistungsempfängers bei der

Überzahlung zentrale Bedeutung zukommt° @ 628 Satz 2 RVG

enthält nämlich im wesentlichen das„ was bereits die Recht—

sprechung unter dem Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes

aus dem Grundsatz von Treu und Glauben entwickelt hat

(BSG 25, 259, 262; SozR Nr„ 8 zu @4504 RVG; BSGin BG 49709
595; Brackmann aaO S° 750 h„ 754‚ 752 b; Pappai in BArBl

1965, 606)° Nach der 2„ Regelung des 5 628 Satz 2 BVD ist
der bösgläubige Leistungsempfänger, der die Unrechtmäßig—

keit der Leistung weiß oder nur infolge Fahrlässigkeit nicht

weiß‚ vor dem Rückforderungsanspruch des Versicherungsträ—

gers nicht geschützt° Wie der 5„ Senat zu dem inhaltlich

gleichlautenden @95 Abs° 2 Satz 2 des Reichsknappschafts—
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gesetzes (EKG) ausgeführt hat? gilt dies selbst dann‚ wenn

auch den Versicherungsträger an der Überzahlung ein Verschul—

den trifft (4° Regelung)‚ der Empfänger die Überzahlung je-

doch vorsätzlich oder grobfahrlässig herbeigeführt hat (vgl°

SozR Nr° 16 zu S 4501 RVO)„ Denn es erscheine sdiechthin

ausgeschlossen‚ daß der Gesetzgeber demjenigen eine unrecht—

mäßige Leistung belassen möchte, der sie in Kenntnis ihrer

Rechtswidrigkeit arglistig erwirkt hat° Das Ausmaß des Ver—

schuldens ist auch bei der 5° Regelung des 5 628 Satz 2 RVO

zu berücksichtigen° Wer die Solidargemeihschaft aus Versi—

cherten und Unternehmern schädigt‚ indem er sich Leistungen

der UV erSchleicht9 soll zur Rückzahlung nicht nur verpflich—

tet scinö wenn die Rückforderung im Zeitpunkt der letzten

Verwaltungsentscheidung wirtschaftlich vertretbar ist° Diesem

Ergebnis stehen die Gründe‚ die den Gesetzgeber *zu einer

Änderung des 5 620 RVO aF bewegen haben‚ nicht entgegen°
Nach dem Bericht des Sozialpolitischen Ausschusses des Bun—

destages (BT—Drucks° lV/958 —neu — zu 5 625„ abgedruckt bei
Lauterbach? Gesetzliche Unfallversicherung, 5° Auflßv Anmo'4

zu 5 628) ist die Vorschrift aus Gründen sozialer Billig—

keit erweitert worden° Der Gesichtspunkt der sozialen Billig—

keit ist aber nicht nur im Hinblick auf den in AnSpruch genom—

menen Versicherten zu beachten° Vielmehr ist unter diesem

Aspekt auch das Interesse der Solidargemeinschaft an der

Rückzahlung der erschlichenen Leistungen zu sehen (vgl° LSG

Nordrhein—Westfalen in Mitt„Ruhrkn„ 19689 59)„ Der Solidar—

gemeinschaft gegenüber wäre eine Regelung‚ die dem Versiche—

rungsträger die Rückforderung einer erschlichenen Leistung

nur gestattet‚ wenn sie wegen der wirtschaftlichen Verhält—

nisse des Leistungssmpfängers vertretbar ist? schlechthin

unzumutbaro Wer sich eine Leistung erschlichen hat„ darf

sich in einem sozialen Rechtsstaat nicht darauf berufen dürfen‚

daß er in schlechten wirtschaftlichen Verhältnissen lebt° Es

kann vom Gesetzgeber nicht beabsichtigt sein? daß der
arg—

listige Leistungsempfänger die erschlichene Leistung behält
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und der Anspruch des Versicherungsträgers‚— sofern nur der

arglistige Leistungsempfänger im Augenblick der Rückforderung

in schlechten wirtschaftlichen Verhältnissen lebt ; unter—

geht und selbst dann nicht mehr durchgesetzt werden kann‚

wenn dieser später zu Vermögen kommt (Kohleissv Ist das

sozial ? S„ 72, 75; Beck in Arbnu„szP 4967, 2659 267)„

Es ist vielmehr gerechtfertigt‚ daß bei erschlichenen
Leistungen die wirtschaftliche Situation des Leistungsemp—

fängers bei der Rückforderung als unerheblich in den Hinter—

grund zu treten hat° Selbst im Vollstreckungsverfahren(J

in dem aus sozialpolitischen Gründen zur Verhütung der

Existenzvernichtung ein Schuldnerschutz notwendig ist‚ kann
das Arbeitseinkommen eines Schuldners wegen einer Forderung

aus einer vorsätzlich begangenen unerlaubten Handlung in

einem größeren Umfang gepfändet werden als wegen einer son—

stigen Forderung (@ 850 f Abs° 2 ZPO)„ Diese Vorschrift

zeigt ebenfalls‚ daß der Gesetzgeber denjenigen Schuldner

für weniger schutzwürdig hält‚ der Leistungen‚ die ihm nach

der Rechtsordnung nicht zustehen7 erschlichen hat° Es wäre

unter diesen Umständen nicht verständlich„ wenn in der UV

bei erschlichenen Leistungen bereits die Rückforderung wegen

der schlechten wirtschaftlichen Verhältnisse des Leistungs—

empfängers ausgeschlossen sein soll° Vollstreckungsschutz
ist dem Schuldner aber auch hier zu gewähren°

Die Vorschriften über den Vollstreckungsschutz (@ 445 Abs„4
Evo; 5 5 VeerollStrG i„v„m„ @@BBO‚ 569 AO i„v„m„ 55 844
bis 845‚ 850 bis 852 ZPO) gewährleisten, daß die Existenz—

grundlage auch des arglistigen Leistungsempfängers durch

einen Eingriff der öffentlichen Hand nicht angetastet werden

kann„„ Der gesetzlich geregelte Schuldnerschutz bei der
Vollstreckung von Geldforderungen genügt auch den Anforde—

rungen des Sozialstaatsprinzips (Art° 20 Abs„ 4 des Grundge—

setzes —GG—}a Durch ihn wird verhindert‚ daß der arglisti—
ge Leistungsempfänger durch die Inanspruchnahme aller Ver—
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mögenswerte der Allgemeinheit zur Last fällt° Wegen des

schwerwiegenden öffentlichen Interesses ist es jedoch nicht

gerechtfertigt, in diesen Fällen die für die Durchsetzung

des RückforderungsanSpruches geltenden Schuldnerschutzbe—

stimmungen bereits vorab — bei der Frage der Rechtmäßigkeit

der Rückforderung — zu berücksichtigen„ Dies würde zu unbe—

friedigenden und vom Gesetzgeber nicht beabsichtigten Ergeb—

nissen führeno_

Unter Beachtung des zwischen den drei Regelungen des 5 628
Satz 2 BVD bestehenden Zusammenhangs steht der Rückforderung

von Leistungen, die sich der Leistungsempfänger durch Vor—

täuschung eines Arbeitsunfalls erschlichen hat, somit nicht

entgegen‚ daß der Leistungsempfänger im Zeitpunkt der Rück—

forderung sich in schlechten wirtschaftlichen
Verhältnissen

befunden hat° Nach den tatsächlichen und für den erkennenden

Senat bindenden Feststellungen des LSG (% 465 SGG) bestehen

gegen die Annahme des Berufungsgerichts„ die Beklagte treffe

än der Überzahlung kein Verschulden und K0 sei bei Empfang

der Leistungen bösgläubig gewesen‚ keine Bedenken° Auf die

wirtschaftlichen Verhältnisse kommt es nicht an? weil K°

sich die Leistungen erschlichen hatte (vgl° Brackmann aaO

S„ 752 e)„

Die Rückforderung in Höhe des vollen von der Beklagten für
die Bezahlung der Sachleistungen aufgewendeten Geldbetrages

ist ebenfalls gerechtfertigt„ Zwar hat der Senat entschie—

den (BSG 229 156), daß sich der Rückforderungsanspruch des

Versicherungsträgers wegen zu Unrecht gewährter Sachleistungen

grundsätzlich nicht auf die vom Versicherungsträger gemachten

Aufwendungen schlechthin und in vollem Umfang richten könne°

Er sei vielmehr auf den Vermögensvorteil beschränkt‚ der dem

Leistungsempfänger dadurch entstanden sei? daß ihm Aufwen—

dungen erspart geblieben seien„ die er sonst aus eigenen

Mitteln getragen hätte° Diese Auffassung ist damit begründet
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worden„ daß der Versicherte in der UV auf die Art und

das Ausmaß der Sachleistungen regelmäßig keinen maßgeb—

lichen Einfluß habe‚ sie vielmehr in Auswirkung der be—

rufsgenossenschaftlich gelenkten Krankenbehandlung hin—

nehmen müsse° Bei erschlichenen Leistungen besteht eine

solche Einschränkung des Rückforderungsanspruchs dagegen

nicht‚ wie der Senat ebenfalls schon angedeutet hat (BSG

229 456„ 459)„ In diesem Fall muß sich der Versicherte
entgegenhalten lassen„ daß er die berufsgenossenschaftli—

che Kranken— bzw° Heilbehahdlung durch sein arglistiges

Verhalten erst herbeigeführt hat und der Versicherungsträger

nur aufgrund seines Verhaltens tätig geworden ist° Hier

dürfen daher die vollen vom Versicherungsträger aufgewen—
deten Kosten zurückgefordert werden°

Die Frage, ob der öffentlich—rechtliche Rückforderungsan—

spruch ausgeschlossen wäre„ wenn die beigeladene Kranken—

kasse die von der Beklagten verauslagten Arztkosten zu er—

setzen hätte„ kann auf sich beruhen„ Nach dem Erlaß des

Reichsversicherungsamts vom 4„ März 4944 betr° Bestimmung

zur Durchführung des 5 1509 a RVG (AN 1944‚ 428)‚ der

seine Rechtsgrundlage in 5 1545 Satz 4 RVG aF hat? gehören

zu den Aufwendungen‚ welche die Krankenkasse nach @ 4509 a
RVG dem Träger der UV zu ersetzen hat, nicht die Arztkosten‚

die durch die von der Krankenkasse an die Kassenärztliche

Vereinigung gezahlte Gesamtvergütung (Kopfpauschale) abge—
golten'werden„ falls die Krankenkasse die Behandlung

selbst durchgeführt hätte° Das wäre bei den hier in Be—
tracht kommenden Kosten jedoch der Fall gewesen°

Die Beklagte hat daher den Betrag von 905‚55 DM zu Recht

von K„ zurückgeforderto Für einen Ermessensfehlgebrauch

der Beklagten (@ 54 Abs„ 2 Satz 2 SGG) liegen keine An—
halt3punkte vor°
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Das angefochtene Urteil war daher zu ändern und die Berufung

in vollem Umfang zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195 SGG„
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